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Abstimmungen
Grossfreiburg

Alterswil 166 457 26 596
Bösingen 243 847 56 1038
Brünisried 101 262 20 342
Düdingen 641 1774 140 2275
Giffers 96 351 21 425
Heitenried 117 333 27 422
Oberschrot 139 384 24 498
Plaffeien 231 599 58 771
Plasselb 189 359 26 524
Rechthalten 102 269 21 348
Schmitten 347 932 90 1188
St. Antoni 156 509 27 639
St. Silvester 66 236 17 286
St. Ursen 113 309 28 393
Tafers 254 700 81 880
Tentlingen 102 279 14 367
Überstorf 198 590 24 758
Wünnewil-Flamatt 379 1082 115 1348
Zumholz 36 164 5 198
Total 3676 10 436 820 13 296
Jaun 64 139 7 198

Saane 9651 18 274 1886 26 045
Sense 3676 10 436 820 13 296
Greyerz 4328 8443 500 12 163
See 2793 7555 588 9775
Glane 2351 3986 269 6098
Broye 3326 5727 401 8648
Vivisbach 1680 2986 188 4493
Ausland-
schweizerInnen 496 1023 236 1281
Total 28 301 58 430 4888 81 799

Abstimmungen
Wahlbezirke

Barberêche 61 107 9 159
Bas-Vully 215 559 48 733
Courgevaux 83 260 13 330
Courlevon 15 65 1 79
Courtepin 205 405 19 592
Cressier 63 208 17 255
Fräschels 52 134 12 174
Galmiz 42 154 11 184
Gempenach 18 79 3 94
Greng 10 57 3 64
Gurmels 364 785 48 1100
Haut-Vully 202 489 58 636
Jeuss 41 115 9 147
Kerzers 436 1038 105 1377
Kleinbösingen 59 156 11 204
Lurtigen 23 56 4 75
Merlach 62 169 16 212
Misery-Courtion 129 244 15 360
Muntelier 63 272 19 316
Murten 427 1474 129 1767
Ried 66 274 15 326
Salvenach 37 144 6 176
Ulmiz 39 98 6 131
Villarepos 43 127 7 163
Wallenried 38 86 4 121
Total 2793 7555 588 9775

Avry 267 411 34 654
Belfaux 365 514 42 836
Corminbœuf 271 506 33 744
Freiburg 2832 6164 957 8001
Givisiez 228 474 31 671
Granges-Paccot 215 387 48 556
Marly 756 1529 137 2147
Matran 209 349 19 539
Villars-sur-Glâne 975 2023 193 2817
Total 6118 12 357 1494 16 965

Abstimmungen
Sensebezirk

Abstimmungen
Seebezirk
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Mehrere Fusionsabstimmungen trugen im Kanton Freiburg zu
einer Stimmbeteiligung von 45,1 Prozent bei. Bild Alain Wicht

Gemeinsam gegen Familieninitiative: (v. l.) Benoît Piller (SP), Jacques Bourgeois (FDP) und Ursula Schneider Schüttel (SP). Bild Vincent Murith

Ungleiche Besteuerung als Zankapfel
Die CVP-Initiative, Kinder- und Ausbildungszulagen nichtmehr zu besteuern, scheitert an
der Urne. Alle Parteien wollen Familien fördern, aber kein gemeinsamerWeg zeichnet sich ab.

URS HAENNI

«Schade, habenwir dieseMög-
lichkeit nicht genutzt», sagte
CVP-Nationalrätin Christine
Bulliard-Marbach gestern
nach Bekanntgabe der natio-
nalen Abstimmungsresultate
im Freiburger Rathaus. «Alle
sagen, man müsse die Fami-
lien unterstützen. Aber wenn
es darauf ankommt, ist man
trotzdem dagegen.» In diesem
Fall war es der Vorschlag der
CVP, die Kinder- und Ausbil-
dungszulagen von der Be-
steuerung auszuklammern.
Im Kanton Freiburg haben

die Stimmbürgerinnen und
Stimmbürger die CVP-Initiati-
ve mit 67,5 Prozent verworfen.
Am stärksten war die Ableh-
nung im Sensebezirk mit
knapp 74 Prozent; national lag
die Ablehnung bei 75 Prozent.
Die Höhe der Ablehnung ist

für Christine Bulliard überra-
schend. Immerhin sei der Ja-
Stimmen-Anteil höher als der
Wähleranteil der CVP, hielt sie
fest. Die Nationalrätin machte

drei Gründe aus, warum esmit
der Vorlage so deutlich nicht
geklappt hat: die Argumente
der Gegner, die Nein-Empfeh-
lung von Bundesrat und Parla-
ment sowie das fehlende Geld
in der Bundeskasse. «Man
spricht von einer Milliarde
Steuern, die wegfallen, aber
wir müssen auch gewisse Prio-
ritäten setzen», sagte sie. Bulli-
ard warf den Gegnern der Vor-
lage vor, mit nicht korrekten
Argumenten gearbeitet zu ha-
ben, so etwa die Aussage, dass
nur reiche Familien profitier-
ten. «Nur weil sechs Prozent
der Familien mit hohen Ein-
kommen etwas erhalten, darf
man nicht die 85 Prozent des
Mittelstandes bestrafen.»
Unterstützung hatte die CVP

im Vorfeld von der SVP erhal-
ten. «Wir haben keine genaue
Definition von Familie und
von Mittelstand», bedauerte
SVP-Kantonalpräsident Ro-
land Mesot. Jede Partei wolle
etwas für die Familien tun,
aber jede verfolge einen ande-
ren Ansatz. «Es ist schwierig,

zwischen den Parteien zu ko-
ordinieren», so Mesot. «Wir
müssen jetzt dieses Wahljahr
einmal vorüberziehen lassen.»
Er glaubt dennoch nicht, dass

das Wahljahr 2015 einen Ein-
fluss auf den Ausgang der Ab-
stimmung hat. Mesot an-
erkennt eine Schwäche der
Vorlage: «Wenn man ein The-
ma über Steuern regeln will,
betrifft das nie alle gleich.»
Dies ist auch der Punkt, wa-

rumdie Vorlage von der SP be-
kämpft wurde. «Für uns hat je-
des Kind den gleichen Wert»,
sagte SP-Kantonalpräsident
Benoît Piller. Durch die pro-
gressive Besteuerung sei dies
aber bei der CVP-Initiative
nicht gegeben gewesen. Die SP

will selber mit eigenen Vor-
schlägen die Familien stärken.
So sprach Piller unter anderem
von einer individuellen Be-
steuerung der Eltern, was die
Steuerlast für Familien eben-
falls erleichtere.
Die CVP-Initiative scheiterte

in den Augen Pillers aber auch
daran, dass Einnahmen aus-
blieben. Für Freiburg hätten
dieVerluste 25MillionenFran-
ken betragen, so Piller, auch
wenn Finanzdirektor Georges
Godel von 17 Millionen ge-
sprochen habe. «Das Geld
muss man erst wieder auftrei-
ben; das geschieht oft im So-
zialen. Etwa mit der Erhöhung
der Tarife bei den Krippen.»
Genau dort sieht FDP-Natio-

nalrat Jacques Bourgeois ein
Potenzial: «Wir werden keine
neue Familieninitiative star-
ten. Aber auf parlamentari-
scher Ebene schlagen wir vor,
beispielsweise die Abzüge auf
Krippenplätzen oder in der
ausserschulischen Betreuung
zu erhöhen. Das ist auch
schneller umzusetzen.»

«Nicht der Rekord, denwir unswünschten»
Eine historische Schlappe haben die Grünliberalen mit ihrer Initiative «Energie- statt Mehrwertsteuer» erlitten.
In Freiburg noch deutlicher als national. Der GLP-Kantonalpräsident versucht, dennoch Positives zu finden.

URS HAENNI

FREIBURG Acht Prozent haben
auf nationaler Ebene Ja für die
Volksinitiative der Grünlibera-
len «Energie- statt Mehrwert-
steuer» gestimmt. Im Kanton
Freiburg waren es gar nur 5,6
Prozent. In fünf ländlichenGe-
meinden des französischspra-
chigen Kantonsteils fand sich
gar kein einziger Bürger, der
eine Ja-Stimme in die Urne ge-
legt hätte. Der tiefe Ja-Anteil
sei ein Negativ-Rekord, erfuhr
Daniel Wismer, Co-Präsident
der Freiburger GLP. «Es ist
nicht der Rekord, den wir uns
gewünscht haben», sagt er.
Am deutlichen Abstim-

mungsresultat gebe es nichts
zu diskutieren. Das Stimmvolk
will an der Mehrwertsteuer
festhalten, die im Jahr über

22 Milliarden Franken in die
Bundeskasse bringt, und sie
nicht durch ein anderes Sys-
tem gefährden. «Alle haben
uns gesagt, die Energiesteuer
sei eine gute Idee. Aber offen-
bar nicht auf dieseArt», soWis-
mer. «Wir haben uns bemüht,
etwas Gutes zu formulieren. Es
war keine schludrige Vorlage.
Doch wir unterschätzten wohl,
wie die Mehrwertsteuer dem
Volk am Herzen liegt.» Trotz-
dem glaubt Wismer, die Vorla-
ge seiner Partei habe etwas be-
wirkt. Für ihn ist es kaum ein
Zufall, dass Bundesrätin Eveli-
ne Widmer-Schlumpf einen
Monat vor der Abstimmung
verkündete, eswerde eine Len-
kungsabgabe auf nicht erneu-
erbaren Energien geben.
Sorgen macht Wismer, dass

der Ja-Stimmenanteil von 5,6

Prozent noch unter dem Wäh-
leranteil der Grünliberalen
und Grünen in Freiburg liegt.
«Wir konnten nicht alle unsere
Wähler abholen», erkenntWis-
mer. Ob dies ein schlechter
Vorbote für seine Partei sei,
vermag er nicht zu sagen. Bald
fänden aber wieder diverse
kantonale Wahlen statt, und
da werde sich zeigen, welchen
Einfluss die Abstimmung auf
denWähleranteil habe.

«Systemfehler»
Gerhard Andrey, Vize-Präsi-

dent der Freiburger Grünen,
findet das Abstimmungsergeb-
nis brutal. «Es ist ja ein ur-grü-
nes Thema», sagte er. «Die
Vorlage war aber extrem
schwierig hinüberzubringen,
vor allem wenn immer wieder
ein Benzinpreis von 5 Franken

ins Feld geführt wird.» Er
meinte, die GLP sei parteitak-
tisch abgestraft worden. Ob
auch die Grünen dabei einen
Image-Schaden erlitten ha-
ben, bezweifelt Andrey. «Wir
konnten uns etwas hinter den
Grünliberalen verstecken.»
SP-Nationalrätin Ursula

Schneider Schüttel sieht den
Hauptgrund für das Scheitern
der Vorlage in einem «System-
fehler.» Es gehe nicht, etwas
Schlechtes zu besteuern, und
auch nicht, dass die Steuern
sinken, wenndie Steuer ein Er-
folg ist. «Ich kann mir einfach
nicht vorstellen, wie es funk-
tioniert.» Für die Murtner Na-
tionalrätin ist es dennoch
wichtig, die Energiewende zu
unterstützen: «Das Ziel muss
aber die Förderung erneuerba-
rer Energien sein.»

«Alle sagen, man
müsse die Familien

unterstützen.»
Christine Bulliard-Marbach

CVP-Nationalrätin


